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1 Zur Einführung 
 
 
 
 
 
 
Irgendwann ist der Griff der Parteien lockerer geworden. Noch vor mehr als 
einem Jahrhundert pressten sie beide Fäuste fest in das Erdreich der deutschen 
Gesellschaft, doch einen wirklichen Zugriff auf den überwölbenden Staat beka-
men sie lange Zeit nicht. Das war Sache von Kaiser, Reichskanzler und Militär. 
Doch dann befreiten sie eine Hand, mit der sie nun Politik im Staate machen 
konnten, während die andere immer noch fest im Boden verwurzelt blieb. Auf 
Dauer wurde diese Haltung jedoch beschwerlich. Die Parteien mussten allerlei 
Verrenkungen machen, um unten den Bodenkontakt zu halten und oben im Staa-
te zu regieren. Und so zogen sie, zunächst fast unmerklich, langsam, ganz lang-
sam auch die andere Hand aus dem Untergrund hervor. Sie säuberten ihre Hände 
vom Schmutz des Erdbodens und wurden nun professionell, medientauglich, 
steril. Heute arbeiten die Parteien irgendwo in einer Sphäre weit oberhalb des 
Sedimentes der bundesrepublikanischen Lebenswelten. Sie werkeln nun, derart 
aus den Niederungen des sozialen Alltags befreit, emsig vor sich hin und machen 
Politik. Für das, was sich unterhalb der Grasnarbe abspielt, fehlt ihnen jedoch der 
Sinn. Sie spüren dieses Fundament nicht mehr und bauen dennoch Häuser da-
rauf. Doch ziehen die kontaktlos gewordenen Parteien aus dem Erdreich keine 
Kraft, keine Ideen und keine Vitalität mehr, können immer weniger Wählerinnen 
und Wähler oder Mitglieder „von unten“ gewinnen. Ihnen droht eine personelle 
und geistige Verkümmerung. Um im Sprachbild zu bleiben: Die Parteien kapp-
ten ihre Wurzeln in die Gesellschaft, aus der sie erwachsen sind und lösten sich 
aus der Leben spendenden Verankerung in ihrer sozialen Umwelt. Sie erscheinen 
am Beginn des 21. Jahrhunderts nahezu vollständig abgekoppelt, ohne eine nen-
nenswerte Verbindung zur Welt ihres Ursprungs. 
 
 
1.1 Erkenntnisinteresse und leitende Fragestellungen 

 
Diese bildhafte und zugespitzte Darstellung deutet an, wie sich aus Sicht vieler 
Medienschaffender, Publizisten, aber auch der Wissenschaft die Situation der 
Parteien gegenwärtig darstellt. Sie scheinen distanziert und entkoppelt von den 
gesellschaftlichen Fundamenten, aus denen sie einst erwachsen sind. In dieser 
Arbeit möchte ich mich auf die Spurensuche danach begeben, wie es um die 

O. D’Antonio, Zwischen Rathaus, Milieu und Netzwerk,
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Basis der politischen Parteien und um ihre gesellschaftliche Verankerung zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts bestellt ist. Dazu habe ich mehr als drei Jahre lang 
in den Städten Frankfurt am Main und Leipzig die Parteibasis von Bündnis 
90/Die Grünen, Die LINKE und FDP untersucht. Ich wollte wissen: Welche 
Kontakte besitzen die politischen Parteien in die lokale Gesellschaft? In welcher 
Form sind sie in dieser verankert? Und wie versuchen Parteiakteure – wenn sie 
es denn tun – eine solche gesellschaftliche Verankerung aktiv herzustellen?  

Diese Fragestellung berührt im Grunde zwei Sphären der parteilichen Tätig-
keit: Die erste Sphäre ist nach außen, in die städtische Gesellschaft gerichtet. Die 
zweite Sphäre umfasst die binnenkulturellen Aktivitäten der lokalen Parteieinhei-
ten. Denn diese, die Stammtische, Diskussionsveranstaltungen und Mitglieder-
versammlungen, dienen einerseits der Integration der eigenen Mitgliedschaft, 
besitzen andererseits aber nicht selten auch eine Öffentlichkeits- und Außenwir-
kungsfunktion.1 Die Offenheit und Außengerichtetheit dieses Binnenlebens der 
Parteien, aber auch die Teilhabe von Nicht-Parteimitgliedern an diesem kulturel-
len Leben, können als bedeutende Indikatoren für die gesellschaftliche Veranke-
rung der Parteien angesehen werden. Häufig sind sie an Anhänger und Interes-
sierte gleichermaßen gerichtet, dienen der Selbstdarstellung und der Kommuni-
kation von Inhalten an lokale Medien. Im Graubereich bewegen sich überdies 
Infostände, Kundgebungen und öffentliche Aktionen, die neben der Öffentlich-
keitsfunktion auch die Binnenkohäsion durch gemeinsame Erlebnisse und ge-
meinsamen politischen Kampf für eine Sache stärken können.2 Die Verschrän-
kung beider Sphären ist also evident.3 Insofern können zwei Fragenkomplexe 
unter der zentralen Fragestellung subsummiert werden. 
 
1.  Bezogen auf die Außenbeziehungen: Wie verknüpfen lokale Parteiakteure 

ihre Parteiaktivität mit anderen Lebensbereichen und stellen auf diese Wei-
se Kontakte in außerparteiliche Sphären her? Zu welchen Akteuren und wie 
aktiv suchen sie nach Verbindungen in solche Bereiche der lokalen Gesell-

                                                            
1  Vgl. Helmke, Werner / Naßmacher, Karl-Heinz: Organisierte und nicht-organisierte Öffentlich-

keit in der Kommunalpolitik, in: Frey, Rainer (Hrsg.): Kommunale Demokratie. Beiträge für 
die Praxis der kommunalen Selbstverwaltung, Bonn-Bad Godesberg 1976, S. 204 f. 

2  Wie wenig sich die Wahlkampfforschung bislang dem Aspekt der Binnenwirkung von 
Wahlkämpfen und den sozialpsychologischen Aspekten der ehrenamtlichen Wahlkämpfer vor 
Ort gewidmet hat, zeigt der umfassende Literaturüberblick von Lewandowsky, Marcel: 
Landtagswahlkämpfe. Annäherung an eine Kampagnenform, Wiesbaden 2013, S. 28 ff. Dabei 
dürfte gerade der von Lewandowsky vermutete hohe Stellenwert lokaler „Mikrokampagnen“, 
die sich von den Kampagnen der Bundes- und Landesparteien abkoppeln, einen starken 
Einfluss auf die Binnenkohäsion und die Mitgliederidentifikation mit der Partei besitzen. Vgl. 
ebd., S. 321. 

3  Vgl. Niedermayer, Oskar: Die Analyse einzelner Parteien, in: Ders. (Hrsg.): Handbuch 
Parteienforschung, Wiesbaden 2013, S. 68. 
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schaft? Und umgekehrt: Welche außerparteilichen Akteure stellen wie Kon-
takt zu Parteien her? Welche Gestalt nehmen diese Beziehungen an? Wel-
che Ergebnisse erwachsen aus ihnen (Politikumsetzung, Informationsaus-
tausch, gemeinsame Projekte etc.)? Institutionalisieren und verstetigen sich 
bestimmte Beziehungen oder bilden sie nur lose Netzwerke und singuläre 
Kooperationen? Lassen sich aus den spezifischen Kontaktformen der ein-
zelnen Parteien gewisse Muster der lokalen Verankerung herauslesen? Sind 
diese Kontakte von einzelnen Personen abhängig oder emanzipieren sich 
manche Beziehungen von ihren Initiatoren? Werden über diese Kontakte 
bestimmte gesellschaftliche Interessen in den (kommunal-)politischen Pro-
zess eingespeist? Schließlich: Können solche Beziehungen eine Ressource 
für politische Parteien darstellen, die möglicherweise sogar eine schwache 
Mitgliederbasis bis zu einem gewissen Grade substituieren kann? 

2.  Bezogen auf die Binnenkultur: Welche Aktivitäten betreiben die Parteien? 
Wie sind sie im Inneren organisiert? Welche Möglichkeiten zur Partizipati-
on und zur Eigeninitiative bieten sie Parteimitgliedern und, gegebenenfalls, 
auch außerparteilichen Akteuren? Inwiefern organisieren Parteien Räume 
für Geselligkeit, aber auch für inhaltliche Debatten und individuelle politi-
sche Gestaltung? Wer ist überhaupt Adressat ihrer Aktivitäten? Sind diese 
im Sinne eines closed shop stärker binnenorientiert, also auf die eigene Mit-
gliedschaft bezogen, oder auch nach außen geöffnet für Nicht-Mitglieder? 
Gibt es, jenseits der formalen Offenheit, distinktive Muster der Abgren-
zung? Tragen Parteien ihre Aktivitäten nach außen, werben dafür – oder 
schotten sie sich von der städtischen Gesellschaft möglicherweise sogar ab? 

 
Dieser Fragenkatalog begleitete mein Forschungsprojekt von Beginn an und 
wurde, mit Blick auf den Verlauf des Forschungsprozesses für dieses Einlei-
tungskapitel punktuell ergänzt und präzisiert. Auf diese Weise können mögliche, 
den Fragestellungen implizite Vorannahmen transparent gemacht werden. Für 
den Forschungsprozess habe ich eine offene und explorative Herangehensweise 
gewählt, aus der folgt, dass sich aus dem ursprünglichen Fragenkatalog selbst 
sowie aus dem Verlauf der Forschungsarbeit weitere Fragestellungen ergeben, 
die bemerkenswerte Aspekten, die im Rahmen der Forschung aufgedeckt wer-
den, Rechnung tragen und den Prozess somit lenken, ohne ihn von vorneherein 
allzu stark einzugrenzen. Gewisse Fragestellungen werden sich dabei als bedeu-
tend herausstellen, andere werden im Verlauf der Forschung in den Hintergrund 
treten. Zum Ende dieser Studie sollen sowohl plausible Antworten und Deu-
tungsangebote mit Bezug auf diese Fragen angeboten, als auch offene Problem-
felder und Ansätze zur weiteren Forschung benannt werden. 
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1.2 Wie entkoppelt sind die Parteien wirklich?  
 

Das Faktum einer Entkopplung von Parteien und Gesellschaft, die Herauslösung 
ersterer aus einer sozialen Verankerung, sind weitgehend Konsens innerhalb der 
Parteienforschung.4 Paradox wirkt diese Annahme jedoch, wenn man sich verge-
genwärtigt, welche zentrale Rolle Parteien im staatlichen Entscheidungssystem 
nach wie vor spielen.5 Macht und Ohnmacht der Parteien scheinen also nah bei-
einander zu liegen. Das Phänomen von Bindung und Entkopplung werden in 
diesem Teilkapitel zunächst allgemein, also auch mit Blick auf die so genannten 
Großparteien diskutiert. Denn der Entkopplungsbefund stützt sich zumeist auf 
eine Trias des Niedergangs der Großparteien, welche die Destabilisierung der 
Wählerschaften, die Erosion der Mitgliederbasis und den Vertrauensverlust bei 
Bürgerinnen und Bürgern umfasst, wobei letzter Punkt auf Parteien im Allge-
meinen zutrifft.6 Als Ursachen für diese Tendenzen werden vielfältige Aspekte 
diskutiert: die Auflösung sozialer Milieustrukturen im Zuge von (Werte-)Wandel 
in postindustriellen Gesellschaften und Individualisierung, der Anachronismus 
von Parteien in einer neuen Kultur der Partizipation, die Professionalisierung der 
Parteien und ihre ausschließliche Fixierung auf Wahlen, die Korrumpierung der 
Parteipolitik durch Macht und Geld, die Bildung von Klüngeln und 
Patronagekomplexen auf allen politischen Ebenen oder schlicht die Inkompetenz 
der nationalen Politik, die Herausforderungen global verflochtener politischer 
Systeme zu lösen.7 Ursachen und Folgen dieses Entkopplungsprozesses sind 

                                                            
4  Vgl. u. a. Holtmann, Everhard: Der Parteienstaat in Deutschland. Erklärungen, Entwicklungen, 

Erscheinungsbilder, Bonn 2012, S. 237 ff.; Walter, Franz: Baustelle Deutschland. Politik ohne 
Lagerbindung, Frankfurt am Main 2008, S. 7 ff.; Decker, Frank: Parteiendemokratie im 
Wandel, in: Ders. / Neu, Viola (Hrsg.): Handbuch der deutschen Parteien, Wiesbaden 2007, S. 
28ff.; Wiesendahl, Elmar: Mitgliederparteien am Ende? Eine Kritik der Niedergangs-
diskussion, Wiesbaden 2006, S. 11 ff.; Poguntke, Thomas: Parteiorganisation im Wandel. 
Gesellschaftliche Verankerung und organisatorische Anpassung im europäischen Vergleich, 
Wiesbaden 2000; Beyme, Klaus von: Parteien im Wandel. Von den Volksparteien zu 
professionalisierten Wählerparteien, Wiesbaden 2000, S. 104 ff., 144 ff., 197 ff. 

5  Vgl. Helms, Ludger: Gibt es eine Krise des Parteienstaates in Deutschland?, in: Merkel, 
Wolfgang / Busch, Andreas (Hrsg.): Demokratie in Ost und West. Für Klaus von Beyme, 
Frankfurt am Main 1999, S. 448. 

6  Vgl. Köcher, Renate (Hrsg.): Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie. Die Berliner Republik 
2003-2009, Bd. 12, Berlin / New York 2009, S. 208; ähnlich: Feist, Ursula: Die Macht der 
Nichtwähler: Wie die Wähler den Volksparteien davonlaufen, München 1994, S. 102 ff. 

7  Eine Zusammenschau verschiedener Erklärungsansätze bieten u. a. Wiesendahl, Elmar: 
Partizipation und Engagementbereitschaft in Parteien, in: Mörschel, Tobias / Krell, Christian 
(Hrsg.): Demokratie in Deutschland. Zustand – Herausforderungen – Perspektiven, Wiesbaden 
2012, S. 135 ff.; Walter, 2008, S. 205 ff.; Biehl, Heiko: Partiemitglieder im Wandel. 
Partizipation und Repräsentation, Wiesbaden 2005, S. 19 ff.; Poguntke, 2000, S. 49 ff. 
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dabei jedoch eng miteinander verwoben und kaum trennscharf voneinander ab-
zugrenzen. 

Bei der Erforschung dieses Phänomens verbleibt der wissenschaftliche 
Blick jedoch zumeist auf der Makroebene oder analysiert die Parteien auf Basis 
statistischen Datenmaterials. Somit haftet der Entkopplungsthese ein For-
schungsdefizit an, welches Suckow bereits in den 1980er Jahren konstatierte: 
 

„Inzwischen liegt eine Vielzahl von empirischen, theoretischen, biographischen und kompara-
tiven Arbeiten über politische Parteien vor. Dabei blieben aber die komplexen Beziehungs-
strukturen, die sich an der Parteibasis – also zwischen lokaler Parteiorganisation, Parteimitglied 
und dem lokalen und sozialen Umfeld, in dem sie agieren müssen – herausgebildet haben, 
weitgehend unberücksichtigt, obwohl es sich hierbei um einen wesentlichen Aspekt der Orga-
nisationswirklichkeit politischer Parteien handelt.“8  

 
Die Frage muss erlaubt sein: Weshalb blendet die politikwissenschaftliche For-
schung die überaus naheliegende Betrachtung der unmittelbaren Beziehungen 
der untersten, örtlichen Organisationseinheiten der politischen Parteien zur sie 
umgebenden lokalen Gesellschaft nahezu vollständig aus? Holtkamp beschreibt 
diese Forschungslage treffend mit dem Paradoxon, dass die Parteienforschung 
zwar weitgehend national ausgerichtet ist und nicht in die „Niederungen der 
Kommunalpolitik“ hinabsteigt, andererseits aber eine Erneuerung der Parteien 
„von unten“ erhofft.9 Insofern scheinen sich, polemisch ausgedrückt, auch Teile 
der Parteienforschung von der lokalen Politik und den dortigen Parteien entkop-
pelt zu haben. Die Gründe für dieses Forschungsdefizit dürften vielschichtig 
sein: Gewiss erscheint die „große Politik“ im Hinblick auf die Medienträchtig-
keit und Öffentlichkeitswirksamkeit als das interessantere Geschäft, da politische 
Entscheidungen auf höchster Ebene auch eine größere Reichweite besitzen. Auch 
sind generalisierbare und damit pointiertere Ergebnisse im Rahmen kleinteiliger 
Lokalforschung nicht unbedingt zu erwarten.  

Problematisch ist diese Forschungslücke auch aufgrund des mit ihr einher-
gehenden Theoriedefizits10. Die Parteienforschung verfügt bislang kaum über 

                                                            
8  Suckow, Achim: Lokale Parteiorganisationen – angesiedelt zwischen Bundespartei und lokaler 

Gesellschaft, Oldenburg 1989, S. 1. Auch 2013 konstatiert Wiesendahl, dass „die gesellschaft-
liche und politische Systemumwelt“ im Vergleich zu binnenstrukturellen Betrachtungen „eine 
größere Beachtung finden könnte[n]“. Wiesendahl, Elmar: Parteienforschung im Rahmen der 
Sozialwissenschaft, in: Niedermayer, 2013, S. 23. 

9  Vgl. Holtkamp, Lars: Erneuerung der Parteien „von unten“? Zum Verhältnis von Lokalparteien 
und Kartellparteien, in: Jun, Uwe u. a. (Hrsg.): Die Zukunft der Mitgliederpartei, Opladen / 
Farmington Hills 2009, S. 231 f. 

10  Zu dieser Debatte vgl.: Beyme, 2000, S. 14 ff.; Wiesendahl, Elmar: Parteien in Perspektive. 
Theoretische Ansichten der Organisationswirklichkeit politischer Parteien, Wiesbaden 1998, 
S. 11 ff.  
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Begriffe, die das Verhältnis von Gesellschaft und Parteien gegenwärtig beschrei-
ben können. Die klassischen Hilfskonstruktionen, wie sozial(moralisch)e Milieus 
oder soziale Konfliktstrukturen, erweisen sich heute in ihrer Fähigkeit zur Be-
schreibung der Verankerung und der Bündelung von Kommunikations- und 
Interaktionsräumen durch ein klar konturiertes Institutionen- und Vereinswesen 
als begrenzt tauglich. Lange Zeit konnte das Konzept der Volks- oder Großpar-
teien die gesellschaftliche Verankerung noch tragfähig umschreiben, die das 
Kernmilieu der Partei um ein Ausgreifen auf weniger parteigebundene Wähler-
gruppen als Basis erweiterte. Die Volksparteien schienen durch ihre Mitglieder-
stärke, ihre Omnipräsenz von Ortsgruppen und lokalen Parteibüros keineswegs 
den gesellschaftlichen Kontakt verloren zu haben, eher schienen die Debatten um 
die –vielfach kritisierten Parteibuchwirtschaft11 anzudeuten, dass es zu viel Ein-
fluss der Parteien in manchen Sphären gebe.  

Für Raschke fand mit dieser Volksparteientwicklung eine „Umstellung statt 
von Ideologie auf Markt“12, womit der Entkopplungsprozess seinen Anfang 
nahm. Mit dem weiteren Schrumpfen der Kernmilieus begann Ende des 20. 
Jahrhunderts ein bis heute anhaltender Erosionsprozess der volksparteilichen 
Basis und auch etablierte Beziehungsnetzwerke wie zwischen Gewerkschaften 
und Sozialdemokratie oder zwischen Unionsparteien und Kirchen bestehen heute 
oft nur noch in Rudimenten. Die Parteienforschung konstatiert den Zerfall des 
volksparteilichen Verankerungsmodells, wofür die theoretischen Modelle von 
Milieu und Cleavage heute nur noch als Negativfolie zur Anschauung der Dege-
neration der Partei-Gesellschaft-Beziehung in der postmodernen Ära dienen. 

  Raschke hat aus dieser Entwicklung seine Schlüsse gezogen und spitzt zu: 
Die gesellschaftliche Verankerung sei durch eine staatliche ersetzt worden.13 
Damit seien die Parteien an ihre Wurzeln zurückgekehrt, denn als Milieuparteien 
hätten sie Zusatzfunktionen wie die, „Sprachrohr der Gesellschaft“, „politische 
Heimat für das Milieu“ oder Ort „innerparteiliche[r] Demokratie für Partizipati-
onserwartungen“ zu sein, übernommen. Ihre staatlich-elektoralen Kernfunktio-
nen hätten sie darüber vernachlässigt.14 Durch die Entkopplung von Parteien und 
Gesellschaft ergebe sich, so Raschke, ein Dualismus von Parteienstaat und Zivil-

                                                            
11  Vgl. Hennis, Wilhelm: Überdehnt und abgekoppelt. An den Grenzen des Parteienstaates, in: 

Krockow, Christian Graf von (Hrsg.): Brauchen wir ein neues Parteiensystem?, Frankfurt am 
Main 1982, S. 28 ff. 

12  Vgl. Raschke, Joachim: Die Zukunft der Volksparteien erklärt sich aus ihrer Vergangenheit. 
Minimalismus und Konflikte mit der Zivilgesellschaft, in: Bartels, Hans-Peter / Machnig, 
Matthias (Hrsg.): Der rasende Tanker. Analysen und Konzepte zur Modernisierung der 
sozialdemokratischen Organisation, Göttingen 2002, S. 14. 

13  Vgl. Raschke, 2002, S. 18. 
14  Vgl. ebd., S. 21. 



1.2 Wie entkoppelt sind die Parteien wirklich? 23 

gesellschaft.15 Diese Perspektive negiert jedoch die, gerade in Deutschland lange 
Zeit zentrale Bedeutung der Parteien als gesellschaftliche Integrationskräfte zu 
Zeitpunkten, als Zugriffe auf die staatliche Macht noch gar nicht möglich waren. 
Zu vereinfacht stellt sich auch die Dualismus These dar, die Parteien als Teil des 
Staates ansieht und die Gesellschaft nur als Konterpart betrachtet, auch wenn 
gewisse Tendenzen bürgerschaftlichen Protestes dafür zu sprechen scheinen. 
Diese These könnte zudem als eine Rechtfertigung missbraucht werden, die 
politologische Forschungsneigung auf Parteieliten statt auf die lokale Basis zu 
konzentrieren. Denn dort, wo Parteien und Gesellschaft vorgeblich und 
legitimierweise nichts mehr miteinander zu tun haben, da kann auch eine Sepa-
rierung ihrer Erforschung erfolgen. Die in staatlichen Institutionen und Bürokra-
tie aufgegangenen Parteien könnten somit getrost von ihrem Kopf her analysiert 
werden, die Gesellschaft müsste nur noch als distanzierter Vetospieler in Be-
tracht gezogen werden. Die vorliegende Arbeit will versuchen, Parteien als ein 
Element innerhalb einer modernen, pluralistischen Stadtgesellschaft zu begreifen 
und sie auch als solche zu analysieren.  

Die Forschungslücken und Theoriedefizite stellen sich mit Blick auf die in 
der vorliegenden Arbeit zu untersuchenden kleinen Parteien besonders dar. Denn 
insgesamt wurden – anders als bei Großparteien – bislang nur wenige Erkennt-
nisse über die Gestalt der unmittelbaren Gesellschaftsbeziehungen dieser Partei-
en im lokalen Raum vorhanden. Auch theoretische Modelle zur Beschreibung 
dieser Verankerung existieren nur ansatzweise: Die FDP verharrt auf dem Status 
der überkommene Honoratiorenpartei.16 Ansätze wie die Bewegungspartei oder 
die ideologische Rahmenpartei zur Beschreibung der Grünen wurden kaum wei-
terentwickelt.17 Und die PDS bzw. Die LINKE erhielt in den zwanzig Jahren 
ihrer Existenz bereits derart abstrus viele Zuschreibungen18, dass der analytische 
Gehalt oft nur darin gesehen wird, dass sie „von allem etwas“ sei.19 Die gesell-
schaftliche Verankerung der eher mitgliederschwachen und bei bundesweiten 
Wahlen meist im Fünf- bis Fünfzehn-Prozent-Korridor verharrenden Kleinpar-
teien blieb jedoch insgesamt eher unterbelichtet. Doch zeigen die elektorale 
Konstanz der PDS im Osten, die dramatischen Schwankungen der FDP bei Wah-

                                                            
15  Vgl. ebd., S. 22 f. 
16  Vgl. Lösche, Peter / Walter, Franz: Die FDP. Richtungsstreit und Zukunftszweifel, Wiesbaden 

1996, S. 127 ff. 
17  Vgl. Raschke, Joachim: Die Grünen. Wie sie wurden, was sie sind, Köln 1993, S. 131 ff., 499 

ff. 
18  Vgl. Gerth, Michael: Die PDS und die ostdeutsche Gesellschaft im Transformationsprozess, 

Hamburg 2003, S. 27 ff. 
19  Vgl. Pollach, Günter u. a.: Ein nachhaltig anderes Parteiensystem. Profile und Beziehungen 

von Parteien in ostdeutschen Kommunen. Ergebnisse einer Befragung von Kommunal-
politikern, Opladen 2000, S. 102. 
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len und der fulminante Aufstieg von Bündnis 90/Die Grünen in den Jahren 2010 
und 2011, dass es durchaus Bedarf gibt, dem gesellschaftlichen Fundament die-
ser Parteien größere Aufmerksamkeit zu widmen, denn allein die Schwäche der 
Großparteien dürfte als Erklärung hierfür kaum hinreichen. 

Insgesamt bleibt also offen, wie sich heute die Beziehungen von Parteien 
und Gesellschaft auf der lokalen Ebene gestalten, wo Parteiaktive, Aktive der 
„Zivilgesellschaft“ und andere Bürgerinnen und Bürger unmittelbar zusammen-
treffen. Dennoch muss eine Analyse, die die Frage nach diesen Beziehungen 
beantworten will, die gegenwärtige Situation auch im Lichte der vergangenen 
Milieuverankerung und ihrer Entstehungsprozesse betrachten. Denn nichts ver-
schwindet spurlos, historische Pfadabhängigkeiten sind meist erkennbar, Traditi-
onsüberhänge und Rudimente existieren fort oder bilden neue Formen heraus. 
Was erwächst also aus den vergehenden Formen in dem Sinne, dass diesen 
Wandlungen nicht allein ein destruktiver Gehalt, eine Erosion, zugeschrieben 
werden kann, sondern auch schöpferische Elemente neuartiger Beziehungsmus-
ter darin angelegt sein könnten? 

Dazu dürfte es hilfreich sein, den Blick wieder stärker auf die lokalen Wur-
zeln der Parteien zu richten und die Basis, das Agieren der Parteiakteure vor Ort, 
genauer zu betrachten, um zu neuen Modellen und Begriffen davon zu kommen, 
wie sich die Beziehung zwischen Parteien und Gesellschaft heute gestaltet. Da-
mit wird auch die Parteiensoziologie dazu gedrängt, sich wieder stärker auf ihre 
explorativen Wurzeln zu besinnen und mittels Feldforschung und Inspektion 
Erkenntnisse und Hypothesen zu generieren, wie sie es schon in ihrer Pionierzeit 
getan hat. Nur im Verbund von Parteientheorie, quantitativ-statistischer Analyse 
und explorativer Erforschung der Parteien an ihrer Basis wird sich letztlich ein 
klareres Bild von der Gegenwart der Parteien zeichnen lassen, können neue The-
oriekonzepte entdeckt und weiterentwickelt werden.20 Wiesendahl dürfte wohl 
auch die vorliegende Arbeit kritisch betrachten, wenn er einem Großteil der 
„monographisch-faktenhuberischen ‚Drauflos‘-Forschung“ unterstellt, sie würde 
ohne „jeglichen theoretischen Bezug oder einer irgendwie theoretisch hergeleite-
ten Fragestellung“ operieren.21 Tatsächlich demonstrieren die aufgezeigten Em-
pirie- und Theoriedefizite jedoch, dass im Grunde die Basis zu einer theoriegelei-
teten Erforschung der Partei-Gesellschafts-Beziehungen fehlt, wenn nicht ein-
fach nur vom Verfall überkommener Bindungen der Großparteien geschrieben 

                                                            
20  Insofern könnten aus der Empirie neue Theoriekonzepte mittlerer Reichweite, die sich 

zwischen Arbeitshypothesen und „allumfassenden“ Großtheorien bewegen, erschlossen 
werden, wie dies Glaser und Strauß im Rahmen ihrer Grounded Theory propagieren. Vgl. 
Glaser, Barney / Strauß, Anselm L.: Grounded Theory. Strategien qualitativer Forschung, Bern 
1998, S. 42. 

21  Vgl. Wiesendahl, 1998, S. 16 f. 
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werden soll. Die mühsame Arbeit in den Niederungen der Lokalpolitik dürfte 
dazu führen, dass, ähnlich einem Mosaik, Stück für Stück Erkenntnisse zu einem 
größeren Bild zusammengetragen werden können. Die vorliegende Studie will 
einen Teil dazu beitragen. 
 
 
1.3 Parteien als Akteure auf lokaler Ebene 
 
Vor beinahe vierzig Jahren konstatierte Lehmbruch die Janusköpfigkeit örtlicher 
Parteiorganisationen. Einerseits blickten sie auf die lokale Politik und mühten 
sich, den verbreiteten Anti-Parteien-Affekt im Kommunalen zu bedienen. Sie 
verleugneten ihre Parteilichkeit und gäben sich „parteilos“. Andererseits seien 
sie, mit Blick auf die Landes- oder Bundespolitik, dazu gezwungen, Wählerinnen 
und Wähler nach „spezifisch parteipolitischen Kriterien“ zu mobilisieren.22 Auch 
wenn sich diese Feststellung primär auf Klein- und Mittelstädte bezieht und in 
Großstädten eine stärkere Parteipolitisierung der Kommunalpolitik festzustellen 
ist, bleibt die merkwürdige Zwitterstellung der Parteien auf Lokalebene beste-
hen. Diese ergibt sich jedoch nicht allein aus der Gegensätzlichkeit von Kom-
munal- und Landes- bzw. Bundespolitik, sondern auch aus der Mittelposition 
zwischen lokaler Gesellschaft und höheren Parteiebenen sowie staatlichen Insti-
tutionen. Parteien spielen in den Städten und Gemeinden zwar das etwas andere 
parlamentarische Spiel der kommunalen Politik mit und sind dabei, vor allem in 
Großstädten, häufig Monopolisten in den Räten. Andererseits bewegen sie sich 
aber auch in der Sphäre der Gesellschaft, wo sie in der Tat vielfältigen anderen 
Akteuren aus Vereinen, Verbänden oder Initiativen begegnen. Politik spielt sich 
also nicht allein im kommunalen Institutionengefüge ab, sondern auch in der 
lokalen Gesellschaft. Der Begriff Kommunalpolitik soll im Folgenden nur die 
engere Sphäre der institutionellen Politik in Rat und Verwaltung bezeichnen, 
während sich politische Prozesse auch außerhalb dieser abspielen. 

Darin ist bereits zu erkennen, dass der Entkopplungsbefund in seiner Ein-
deutigkeit und auf Basis der bislang vorliegenden Empirie mindestens angreifbar 
ist. Denn weshalb sollten sich die Parteieinheiten im lokalen Raum in nennens-
werter Distanz zu ihrer Umwelt befinden? Lokale Parteiakteure, so die Annah-
me, können keinesfalls in gleicher Weise von den alltäglichen Lebenswelten vor 

                                                            
22  Vgl. Lehmbruch, Gerhard: Der Januskopf der Ortsparteien. Kommunale Politik und das lokale 

Parteiensystem [zuerst erschienen 1975], in: Köser, Helmut (Hrsg.): Der Bürger in der 
Gemeinde. Kommunalpolitik und politische Bildung, Bonn 1979, S. 330. Die Begrifflichkeit 
des „Januskopfes“ geht zwar auf Lehmbruch zurück, doch ist das dahinterstehende Phänomen 
bereits Jahre zuvor von der Soziologin Benita Luckmann beschrieben worden. Vgl. Luckmann, 
Benita: Politik in einer deutschen Kleinstadt, Stuttgart 1970, S. 190. 
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Ort abgeschnitten sein, wie dies auf das politische Führungspersonal in Berlin 
oder in den Landeshauptstädten zutreffen dürfte. Im Gegensatz zu Spitzenpoliti-
kerinnen und -politikern können lokale Parteiakteure, auch Ratsmitglieder – in 
den Worten Max Webers – zwar für, aber keineswegs von der Politik leben.23 
Die Gelder zugunsten ehrenamtlich tätiger Mandatsträger auf kommunaler Ebene 
stellen in den meisten Bundesländern kaum mehr als eine Aufwandsentschädi-
gung dar und können ein anderweitiges Einkommen nicht ersetzen.24 Lokale 
Parteiakteure sind also keine Berufspolitiker, denen ohne Weiteres das Abdriften 
in Parallelwelten unterstellt werden kann. Sie sind Bankkauffrauen, Anwälte, 
Zahnärztinnen, Studenten, Lehrerinnen, Verwaltungsangestellte oder Rentner. 
Seltener sind sie Arbeiter und Arbeitslose. Doch sind sie auch Kunden, Patien-
tinnen, Nutzer öffentlicher Infrastruktur, Antragstellerinnen, Vereinsmitglieder, 
Arbeitskollegen, Nachbarn. Einfache Parteimitglieder, lokale Funktionäre oder 
Stadträtinnen treten im lokalen Raum in sehr verschiedenen Rollen auf. Damit 
sind sie auch in die Lebenswelten von Menschen außerhalb der Parteien einge-
bettet, verkehren und kommunizieren mit ihnen. Sie sind damit in der Lage, eine 
„dauerhafte Beziehung zur Wählerumwelt“ herzustellen.25 

Für Parteimitglieder im lokalen Raum kann also mitnichten das gleiche Maß 
an politischer Professionalisierung und lebensweltlicher Entfremdung behauptet 
werden wie für die Mandatsträger auf höheren Ebene, für Kabinettsmitglieder 
oder für Mitarbeiterinnen in der Ministerialbürokratie bzw. in den Parteizentra-
len. Was bedeutet das jedoch für die Binnenintegration der Partei? Holtkamp 
erkennt eine „Entkoppelung“ der Ortsparteien von den höheren Organisations-
ebenen.26 Was dieser binnenorganisatorische Entkopplungsprozess jedoch be-
deutet, bleibt unsicher. Denn einerseits kommunizieren die Parteispitzen heute 
über die Massenmedien direkt mit den Bürgerinnen und Bürgern, was erhebliche 
Veränderungen in der politischen Kommunikations- und Transmissionsfunktion 
der Parteien27 und in der Rolle der Parteibasis in diesem Prozess nach sich ziehen 
dürfte. Andererseits geht die Parteienforschung davon aus, dass eine starke Ver-
ankerung im so genannten „vorpolitischen Raum“ durchaus als Gradmesser für 
elektoralen Erfolg herangezogen werden kann und dass diese Verankerung auch 

                                                            
23  Vgl. Weber, Max: Politik als Beruf, Stuttgart 1992, S. 16. 
24  Vgl. Reiser, Marion: Zwischen Ehrenamt und Berufspolitik. Professionalisierung der 

Kommunalpolitik in deutschen Großstädten, Wiesbaden 2006, S. 108 ff. 
25  Vgl. Decker, Frank / Oeltzen, Anne-Kathrin: Mitgliederpartei oder professionelle Wählerpar-

tei: Ein Widerspruch?, in: Schalt, Fabian u. a. (Hrsg.): Neuanfang statt Niedergang – die 
Zukunft der Mitgliederparteien, Münster 2009, S. 265. 

26  Vgl. Holtkamp, 2009, S. 244. 
27  Vgl. Sarcinelli, Ulrich: Parteien und Politikvermittlung: Von der Parteien- zur Medien-

demokratie?, in: Ders. (Hrsg.): Politikvermittlung und Demokratie in der Mediengesellschaft. 
Beiträge zur politischen Kommunikationskultur, Bonn 1998, S. 281 ff. 
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den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger entspricht.28 Die Problematik der 
Kopplung von Parteiebenen soll im Rahmen dieser Studie zwar nicht zielgerich-
tet beantwortet werden, da der Fokus zuvorderst auf der gesellschaftlichen Ein-
bettung von Parteien liegt. Gleichwohl wird die Frage nach den bedeutenden 
Mittler-, Transmissions- und Selektionsfunktionen, die Parteien in ihrer Stellung 
zwischen Gesellschaft und staatlichen Institutionen einnehmen29, auch nicht 
systematisch ausgeblendet und tritt in der Empirie häufig hervor.  

Primär werden in dieser Arbeit die lokalen Parteieinheiten als organisatori-
sches Fundament für eine gesellschaftliche Verankerung betrachtet. Denn die 
Mitgliederorganisation Partei existiert, wie Wiesendahl mit Recht anmerkt, ein-
zig auf der Orts- und Gemeindeebene.30 Es sind die – im weitesten Sinne – akti-
ven Parteimitglieder, die Kontakte in die lokale Gesellschaft knüpfen und somit 
der Garant für die lokale Verankerung der Parteien sind. Damit muss die Frage 
nach der Mitgliederbasis aus einer anderen Perspektive erneut gestellt werden. 
Mitglieder bilden – insbesondere für die klassischen Mitgliederparteien CDU, 
CSU und SPD – eine bedeutsame Ressource. Neben dem finanziellen Sockel der 
Mitgliedsbeiträge und personellen Leistungen, wie in der Wahlkampf- und 
Kampagnenführung, nehmen sie eine wichtige Multiplikatoren- und Botschafter-
funktion nach außen wahr.31 Es sind überwiegend die aktiven Basismitglieder, 
weit seltener die passiven, die dieser Aufgabe nachkommen, da sie deutlich häu-
figer auch in außerparteilichen Arenen partizipieren.32 Allein aus diesem Aufga-
benkatalog heraus erscheinen Modelle, die sich Parteien als Eliteorganisationen 
ohne Mitgliederbasis vorstellen33, für die Parteien selbst als nicht erstrebenswert. 

                                                            
28  Vgl. Biehl, Heiko: Soziale Entwurzelung und Repräsentationsverlust der Parteien, in: Jun, Uwe 

u. a., 2009, S. 123 f.. 
29  Alemann, Ulrich von: Das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2003, 

S. 213 f. 
30  Vgl. Wiesendahl, 1998, S. 225. 
31  Im Austausch dafür erhält die Basis von der Mitgliederpartei Gratifikationen wie exklusive 

Mitbestimmungsrechte und individuelle Karrierechancen. Vgl. Wiesendahl, 2006, S. 21. 
Jedoch erschöpfen sich diese Gratifikationen mutmaßlich nicht in diesen Punkten. So dürften 
auch exklusive Informationsleistungen, eine gewisse Infrastruktur sowie die Etablierung 
sozialer Netzwerke und Geselligkeit zu den Gratifikationen zugunsten der Mitglieder gehören. 

32  Vgl. Gabriel, Oscar W.: In welchen Arenen spielen sie? Außerparteiliche Partizipation und 
Politikerkontakte von Parteimitgliedern, in: Walter-Rogg, Melanie / Ders. (Hrsg.): Parteien, 
Parteieliten und Mitglieder in einer Großstadt, Wiesbaden 2004, S. 71, S. 85 f. 

33  Diese Thesen sind in unterschiedlichen Konzepten aufgegriffen und diskutiert worden, unter 
anderem unter den Namen Kartellpartei oder Professional Election Party. Vgl. Katz, Richard 
S. / Mair, Peter: Changing Models of Party Organization and Party Democracy. The Emer-
gence of the Cartel Party, in: Political Parties, H. 1, 1995 (1. Jg.), S. 5 ff.; Panebianco, Angelo: 
Political Parties. Organization and Power, Cambridge 1988. 



28 1 Zur Einführung 

Mitglieder besitzen also eine kaum zu ersetzende strategische Funktion.34 Den-
noch scheint die Frage geboten, was ihr „schleichendes Siechtum“ oder eine auf 
niedrigem Niveau stagnierende Mitgliedschaft für „eine lebendige Anbindung 
der Parteien an die Gesellschaft“ bedeuten dürfte.35 Dies erscheint besonders mit 
dem Blick auf so genannte „kleine“, also mitgliederschwache Parteiorganisatio-
nen wie die FDP, Bündnis 90/Die Grünen und die westdeutsche LINKE interes-
sant, die nicht in gleichem Ausmaß auf die Ressource Mitglied zurückgreifen 
können wie CDU, CSU und SPD. Somit bleiben bezüglich dieser „kleinen“ Par-
teien weitere Fragen offen, die die gesellschaftliche Verankerung über die eigene 
Mitgliederbasis betreffen. 

Von Parteistrategen der großen Parteien werden im Hinblick auf die Mit-
gliederbasis Erneuerungsversuche vorgeschlagen. Dabei werden auch die Netz-
werkpotenziale der Parteiaktivitas diskutiert. So empfiehlt beispielsweise der 
frühere SPD-Generalsekretär Karl-Heinz Blessing die Aufgabe stabiler Organi-
sationsbeziehungen zugunsten punktueller und projektspezifischer Kooperatio-
nen.36 Der CDU-Lokalpolitiker Fabian Schalt plädiert dafür, Netzwerke zu ei-
nem festen Bestandteil der Parteiarbeit vor Ort zu machen, um somit wieder 
Zugriff auf den öffentlichen Raum zu erhalten.37  

 
„Netzwerke können dadurch den Parteien dabei helfen, eine Renaissance der Verankerung im 
vorpolitischen Raum zu erreichen. Zum Beispiel, weil auch Sympathisanten für eine Partei 
wichtige Brücken in die Gesellschaft bauen und vor Ort Multiplikatoren sein können. Zum an-
deren erreicht man durch flexible Partizipationsangebote an sympathisierende Nichtmitglieder 
im Erfolgsfall zumindest eine lose Anbindung […]. Und eine lose Anbindung ist der erste 
Schritt, um später eventuell in einem zweiten Schritt die Schwelle bzw. Hürde ‚Parteimitglied-
schaft‘ zu überspringen.“38  

 
Daher scheinen auch lose, sich im Informellen abspielende Kontakte zwischen 
lokalen Parteieinheiten und anderen Akteuren der lokalen Gesellschaft von Par-
teivertretern selbst zum Bestandteil der Strategie gesellschaftlicher (Wie- 
der-)Verankerung erklärt zu werden. Gerade im lokalen Raum könnten solche 
losen Kooperationsformen zur gesellschaftlichen Anbindung der Parteien beitra-

                                                            
34  Vgl. Detterbeck, Klaus: Die strategische Bedeutung von Mitgliedern für moderne Parteien, in: 

Schmid, Josef / Zolleis, Udo (Hrsg.): Zwischen Anarchie und Strategie. Der Erfolg von 
Parteiorganisationen, Wiesbaden 2005, S. 63 ff. 

35  Vgl. Wiesendahl, Elmar: Die Zukunft der Parteien, in: Gabriel, Oscar W. u. a. (Hrsg.): 
Parteiendemokratie in Deutschland, 2., aktualisierte Auflage, Bonn 2001, S. 610. 

36  Vgl. Blessing, Karl-Heinz: Abschied von der Mitgliederpartei. Die Zukunft liegt in punktuellen 
und themenbezogenen Allianzen, in: Bartels / Machnig, 2002, S. 91 ff. 

37  Vgl. Schalt, Fabian: Netzwerke als zentraler Bestandteil von Parteiarbeit: Warum die Rückkehr 
der Parteien in den vorpolitischen Raum nicht unmöglich ist, in: Ders. u. a., 2009, S. 363. 

38  Ebd., S. 365. 
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gen. Im Rahmen dieser Studie soll herausgearbeitet werden, ob und in welcher 
Weise die untersuchten Ortsparteien diese Optionen nutzen.  

Schließlich bleibt noch eine letzte, aber durchaus elementare Frage im 
Rahmen dieses einleitenden Kapitels zu beantworten: Welche Bedeutung hat 
eine wie auch immer geartete lokale Verankerung für politische Parteien? Schon 
im Hinblick auf die wichtige Multiplikatorfunktion von Mitgliedern ist einge-
wandt worden, eine professionelle und massenmedial orientierte Partei benötige 
möglicherweise nicht mehr unbedingt eine aktive Mitgliederbasis als Botschafter 
in die Außenwelt. Werden letztlich sogar die Störungspotenziale des Regierungs- 
und Parteihandelns durch innerparteiliche Demokratieprozesse einbezogen, so ist 
es nicht weit her mit Konzepten, die sich eine professionalisierte „Fraktionspar-
tei“39 oder eine über das Internet mit der Gesellschaft rückgekoppelte Netzwerk-
partei40 vorstellen. Tatsache ist: Die Quantität der lokalen Kontakte ist an sich 
kaum erfassbar und ihre Qualität in keiner Weise messbar. Die unmittelbare 
Übersetzung einer spezifischen Form oder des Ausmaßes lokaler Verankerung in 
Wählerstimmen dürfte ohnehin nicht möglich sein. Jedoch deutet die hohe 
Mobilisierungskraft der alten Milieus, aber auch die enorm politisierende Kraft 
der Volksparteien in ihren Glanzzeiten zumindest plausibel an, dass tief in der 
Gesellschaft verankerte Parteien auch eine hohe Wählermobilisierung erreichen. 
Auch dass ihre öffentliche Präsenz ihre Akzeptanz und Legitimität steigern 
könnte, ist denkbar.  

Dennoch: Diese Studie wird keine schnittmusterartigen Lösungen für die 
Parteienkrise liefern. Sie strebt dies auch nicht an. Sie zielt darauf ab, ein zeitge-
nössisches Bild der Beziehung zwischen Parteibasis von Bündnis 90/Die Grü-
nen, Die LINKE und FDP und lokaler Gesellschaft zu zeichnen. Überdies erhof-
fe ich mir von dieser Studie, dass sie einen ersten Ansatz zur Erweiterung des 
wissenschaftlichen Diskurses um den Aspekt der lokalen Verankerung von Par-
teien darstellt. Zudem könnte diese Arbeit auch Impulsgeber für die parteipoliti-
sche Praxis vor Ort sein. Möglicherweise bietet die exemplarische Darstellung 
tatsächlich Anregungen und Ansätze für eine Revitalisierung der Parteien von 
unten, diesmal jedoch nicht auf abstrakt theoretischer, sondern empirisch-
konkreter Grundlage. 

Aus diesem Grunde scheint es mir auch geboten, die normative Prämisse, 
die dieser Arbeit zugrunde liegt, transparent zu machen. Denn abseits des wis-
senschaftlichen Erkenntnisinteresses beruhte die Forschungsarbeit von Anbeginn 
auf der Annahme, dass die lokale Präsenz von Parteien einer Demokratie und 
                                                            
39  Vgl. Radunski, Peter: Fit für die Zukunft? Die Volksparteien vor dem Superwahljahr 1994, in: 

Sonde, H. 4, 1991 (22. Jg.), S. 3 ff. 
40  Vgl. Machnig, Matthias: Auf dem Weg zur Netzwerkpartei, in: Neue Gesellschaft / Frankfurter 

Hefte, H. 11, 2000 (47. Jg.). S. 654 ff. 
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ihrer politischen Kultur keineswegs abträglich ist. Aus meiner Sicht ist es wün-
schenswert, dass politische Parteien im lokalen Raum sichtbar sind und dass ihr 
Aktiven in unmittelbaren Kontaktes mit anderen Menschen vor Ort, an den Orten 
der Arbeit, der Freizeit, der Kultur, des Konsums oder der Geselligkeit, personell 
wie strukturell gesichert ist. Problematisch sind in umgekehrter Perspektive folg-
lich ein personeller Rückbau im Sinne eines Nicht-Vorhandenseins von Partei-
mitgliedern, die sich als solche zu erkennen geben und öffentlich auftreten, so-
wie ein struktureller Rückbau, also ein Verschwinden von Kontaktstellen und 
Kommunikationsräumen, wie Bürgerbüros oder Stadtteilläden, d. h. einer Infra-
struktur der Parteienpräsenz vor Ort. Parteien sollten als bedeutende Organe der 
politischen Willensbildung ihre Präsenz im Lokalen besitzen und dort mit ande-
ren Akteuren im Rahmen des Gemeinwesens soziale Konflikte zum Ausdruck 
bringen und in befriedete politische Prozesse überführen. Lokale Parteiorganisa-
tionen sollten auch ihre Übermittlungsfunktion in den Staat weiterhin erfüllen, 
sie sollten als Sinnesorgane aufnehmen, was sich in der Gesellschaft dieser Re-
publik abspielt und es an die parteipolitisch besetzten staatlichen Institutionen 
herantragen. Auch sollten sie Vitalität und Kreativität aus den gesellschaftlichen 
Kontakten schöpfen und helfen, den kommunalen Raum zu einem lebendigen 
Gemeinwesen zu gestalten. Deshalb wird im Rahmen dieser Studie immer wie-
der in den Mittelpunkt gestellt, wo eine solche Verankerung mutmaßlich – natür-
lich auch auf Basis meiner Interpretation der vorliegenden Empirie – gelingt. 

Diese Prämisse steht naturgemäß im Widerspruch zu vielfach geäußerten 
Parteienskepsis im Lokalen die Zustimmung.41 So stellt sich Holtkamp gegen 
eine Parteipolitisierung der kommunalen Ebene, da sie die ohnehin einge-
schränkten Spielräume kommunalpolitischen Handelns durch die Besetzung 
parteilicher Vetopositionen begrenze. Insofern plädiert Holtkamp für ein 
konkordanzdemokratisches Modell mit starker exekutiver Führerschaft und 
schwachen inhaltlichen Gegensätzen für ein effizientes Durchregieren in den 
gestaltbaren Politikfeldern.42 Hinzu käme, dass auch die Instrumentalisierung 
direktdemokratischer Elemente durch die kommunale Opposition weiteres Blo-
ckadepotenzial beinhalte. Zusammengenommene befördere somit eine Konkur-
renz der Parteien die politische Ineffizienz, was wiederum ein Anwachsen der 
                                                            
41  Auf diese Tradition verwiesen haben u. a. Naßmacher, Hiltrud / Naßmacher, Karl-Heinz: 

Kommunalpolitik in Deutschland, 2., völlig überarbeitete und aktualisierte Auflage, Wiesbaden 
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Bürgermeister in der repräsentativen Demokratie, Wiesbaden 2008, S. 50 ff., zusammen-
fassend S. 90 ff. 

42  Vgl. Holtkamp, 2008, S. 272 ff. 
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parteipolitischen Verdrossenheit nach sich ziehe.43 Holtkamps Betrachtung be-
zieht sich vornehmlich auf die Politik hinter den Rathauspforten und weniger auf 
Parteien als außerparlamentarische lokale Akteure. Beide normativ unterlegten 
Ansätze, der Holtkamps sowie mein eigener, sollen nach Darstellung der empiri-
schen Ergebnisse dieser Arbeit in den beiden abschließenden Kapiteln noch 
einmal aufgegriffen und kritisch auf den Prüfstand gehoben werden.  

Zunächst gilt jedoch: Politik im lokalen Raum darf und sollte nach meiner 
Auffassung auch Parteipolitik sein, womit die Präsenz von Parteien als eines 
Akteurs der politischen Willensbildung unter anderen auch im Lokalen bejaht 
wird. Besonders hier wird jedoch darauf zu achten sein, wie Parteien andere 
lokale Akteure einbinden und welche Beziehung sie zu diesen aufbauen. Denn 
auf der lokalen Ebene ist das Parteienprivileg in Fragen der politischen Willens-
bildungsprozesse schon aus rechtlicher Perspektive begrenzt. Hier können die 
Parteien in höchstem Maße von der Informiertheit, der Expertise, Ortskenntnis 
und den Sozialkontakten anderer, nicht parteipolitischer organisierter Akteure 
profitieren. Auch aus demokratietheoretischer Perspektive wird eine Dominanz 
der Parteien im Lokalen skeptisch beurteilt. Denn eine gesellschaftliche Veran-
kerung von Parteien kann, diese Auffassung teile ich mit Ulrich Beck, nicht 
durch eine Monopolisierung des Politischen durch die Parteien erfolgen.44 Par-
teien sind zwar unverzichtbarer Bestandteil des politischen Prozesses, doch sie 
kooperieren und konkurrieren bisweilen mit anderen Akteuren. Auch dadurch 
kommt ihre gesellschaftliche Verankerung zum Ausdruck. 
 
 
1.4 Zum Begriff der Verankerung 
 
Die gesellschaftliche Verankerung politischer Parteien wird jedoch nicht nur im 
Rahmen dieser Arbeit, sondern auch vom Großteil der Parteienforschung und 
Demokratietheorie und nicht zuletzt von den Parteien selbst als etwas Erstre-
benswertes betrachtet. Sie ist ein zu bewahrender bzw. (wieder-)herzustellender 
Zustand. Der Begriff selbst wird dabei jedoch häufig gar nicht reflektiert. Bei 
Versuchen, den Begriff greifbar bzw. im Rahmen quantitativer Forschung 
operationalisierbar zu machen, herrschen weitgehende Unklarheit und Uneinig-
keit darüber, wie gesellschaftliche Verankerung wissenschaftlich zu erfassen ist. 
Verankerung wird beispielsweise am Wählerzuspruch zu einer Partei oder an der 
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Repräsentation sozialstatistischer Gruppen innerhalb der Parteimitgliedschaften45 
festgemacht. Allerdings dürften diese Indikatoren eher ein Ausdruck gesell-
schaftlicher (Nicht-)Verankerung sein, als ein Kernelement dieser. Am elaborier-
testen ist noch das so genannte Linkage-Konzept, welches die Rückbindung der 
Elitenpolitik an die Bürgerpräferenzen zum Ausgang der Definition nimmt.46 Die 
Vermittlung kann dabei auf vier verschiedenen Wegen erfolgen: über die eigene 
Mitgliederorganisation, über so genannte kollaterale Organisationen (Verbände, 
Gewerkschaften), über neue soziale Bewegungen oder über die Massenmedien.47 
Da Parteien jedoch eine Präferenz für stabile Umweltbeziehungen besäßen, stün-
den ihnen die traditionellen Interessenorganisationen näher als eher fluide soziale 
Bewegungen, weshalb vorrangig Kontakte zu ersteren unterhalten würden. 

Fraglos stellen formale, organisationsgestützte Beziehungen einen empi-
risch gut erfassbaren Forschungszugang dar. Über institutionalisierte Foren der 
Begegnung, Mehrfachmitgliedschaften sowie programmatische und weltan-
schauliche Nähen können die Beziehungen von Parteien und kollateralen Orga-
nisationen recht gut erfasst werden. Doch sind derartig privilegierte Partnerschaf-
ten im Verlauf der Jahrzehnte deutlich schwächer geworden48, für die kleinen 
Parteien existieren zudem nahezu keine solcher verlässlichen und schlagkräftigen 
Kollateralorganisationen. Zudem leiden viele dieser Organisationen selbst unter 
Mitgliederschwund. Hinzu kommt, dass eher informelle und unstete Beziehun-
gen und Kontaktformen, wie sie im Lokalen potenziell anzutreffen sind – im 
Rahmen des Kontaktes zu Vereinen, Bürgerinitiativen, sozialen Bewegungen 
oder örtlichen Netzwerken – über diesen Verankerungsbegriff kaum erfasst wer-
den. Somit scheint der Begriff der gesellschaftlichen Verankerung seinen Gehalt 
stärker aus seinem Komplementär, der Entkopplung, zu ziehen. Der Versuch, 
einen positiven Gehalt des Konnexes von Partei und Gesellschaft zu bestimmen, 
bleibt also kompliziert. 

                                                            
45  Vgl. Klein, Markus: Wie sind die Parteien gesellschaftlich verwurzelt?, in: Spier, Tim u. a. 

(Hrsg.): Parteimitglieder in Deutschland, Wiesbaden 2011, S. 39 ff.  
46  Vgl. Erdmann, Gero u. a.: Die gesellschaftliche Verankerung politischer Parteien in nicht-

westlichen Demokratien als Forschungsproblem, in: Dies. (Hrsg.): Die gesellschaftliche 
Verankerung politischer Parteien. Formale und informelle Dimensionen im internationalen 
Vergleich, Wiesbaden 2004, S. 12 ff.; Poguntke, 2000, S. 24, 26 ff. 

47  Vgl. Poguntke, 2000, S. 32 ff., 43. 
48  Für das Verhältnis von CDU und Kirche vgl. bspw. Bösch, Frank: Das konservative Milieu, 

Vereinskultur und lokale Sammlungspolitik in ost- und westdeutschen Regionen (1900-1960), 
Göttingen 2003, S. 202 f. Für die Gewerkschaften und ihre Beziehung zur SPD vgl. Zeuner, 
Bodo: Gewerkschaften 2000 – politisch auf sich gestellt? Sechs Beziehungsmuster zur SPD, in: 
Gewerkschaftliche Monatshefte, H. 1, 2000 (51. Jg.), S. 40 ff. 


